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Liebe Leserinnen und Leser,

Anfang 2013 hat der Thüringer Land-
tag den Doppelhaushalt für die Jahre 
2013/14 beschlossen. Gleichzeitig wur-
de damit auch der Kommunale Finanz-
ausgleich geregelt, der den Kommunen 
für die Zukunft vor allem eine Finanz-
garantie gibt. Der erzielte Kompromiss 
geht bei der Berechnung der Zuweisun-
gen nicht mehr, wie ursprünglich ge-
plant, von der Steuerprognose für 2013 
aus, sondern für 2013 von einer Be-
rechnungsgrundlage auf Basis der Jahre 
2010 bis 2012.

Auch auf den politischen Druck der KPV 
hin ist es gelungen, für den geplanten 
Zeitraum von 2013 bis 2017 für die 
Kommunen einen „Garantiefonds“ ein-
zuführen, der ihnen zusätzlich 98 Mio. 
Euro zur Verfügung stellt.  Allerdings 
werden wir den neuen KFA im Auge be-
halten und auf seine Auswirkungen in 
den Kommunen überprüfen. Im Bedarfs-
fall werden wir den KFA selbstverständ-
lich erneut politisch thematisieren.

Ihr
Gerhard Günther MdL
Landesvorsitzender der KPV Thüringen
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Von Gerhard Günther mdL, 
KPV-Landesvorsitzender

Unmittelbar nach der Veröffentlichung 
des „Gutachtens“ einer externen Exper-
tenkommission zur künftigen Verwal-
tungsreform in Thüringen Ende Januar 
beschäftigte sich der KPV-Landesvor-
stand in einer eigens dazu einberufenen 
Sitzung mit dessen Ergebnissen und 
kam übereinstimmend zu folgender ver-

nichtenden Schlussfolgerung: Der als 
„Gutachten“ deklarierte Bericht stellt 
keine brauchbare Arbeitsgrundlage für 
weitere Diskussionen in diesem poli-
tisch sensiblen Bereich dar.

Angelehnt an den CDU-Landesvorstand 
bewertet die KPV den vorgelegten Be-
richt folgendermaßen:

1. Eine wichtige Arbeitsgrundlage für 
den weiteren Dialog über die Reformpo-
litik im Freistaat bilden die Ergebnisse 
der Enquetekommission zu zukunfts-
fähigen Verwaltungs- und Gebiets-
strukturen aus der 4. Wahlperiode. Der 
Kommissionsbericht regt diesen Dialog 
weiter an.
2. Eine erforderliche Verwaltungsre-
form sollte folgende Ziele verfolgen: 

Überprüfung und Abbau von Aufgaben 
und Standards; Modernisierung und 
Verschlankung der Landesverwaltung; 
Personalabbau entsprechend der demo-
\gVe]^hX]Zc� :cil^X`ajc\0� Z^c� YgZ^hijÄ-
ger Verwaltungsaufbau und ein starkes, 
aber schlankes Landesverwaltungsamt 
als Bündelungsbehörde; Stärkung der 
interkommunalen Zusammenarbeit.
3. Im Bericht sind wesentliche Fragen 
aus dem Gutachterauftrag, wie Auf-
\VWZc`g^i^`!� Eg�[jc\� ÄcVco^ZaaZg� 6jh-
l^g`jc\Zc� jcY� :[Äo^Zco\Zl^ccZ� Vj[�
Landes- und kommunaler Ebene, nicht 
beantwortet worden.
4. Der Bericht ist keine Basis zum Ein-
stieg in eine Gebietsreform.
5. Reformen mit Augenmaß sind not-
wendig. Gemeindegrößen von 12.000 
Einwohnern und Kreise von der baye-
rischen bis zur sachsen-anhaltinischen 
Grenze sind als lebensfern und nicht 

thüringengerecht abzulehnen.
Die KPV wird ihren kommunalen Sach-
verstand engagiert in die Arbeit der neu 
gegründeten CDU-internen Kommissi-
on „Moderne Verwaltung“ einbringen. 
Ziel der Kommission ist es, Strategien 
zu entwickeln, mit deren Hilfe die Lan-
desverwaltung im Zuge einer Verwal-
tungsreform zukunftsfest aufgestellt 
werden kann. Dazu gehört auch, dass 
das Land zunächst erst einmal seine ei-
genen Hausaufgaben  machen muss und 
bis 2020 über 11.000 Stellen einzuspa-
ren hat.

„5-Punkte-Stellung-
nahme“ „Wie weiter?“

„Keine brauchbare 
Arbeitsgrundlage“
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Von mike mohring, mdL,
Vorsitzender der CDu-Fraktion im 
Thüringer Landtag

Die „Kommunale Finanzgarantie“, die 
im Rahmen der parlamentarischen Be-
ratung zu dem Gesetz zur Änderung 
der Finanzbeziehungen zwischen Land 
und Kommunen (ThürFAG) auf Antrag 
der CDU-Fraktion eingefügt wurde, 
soll den Kommunen den Übergang in 
das neue System des kommunalen Fi-
nanzausgleichs erleichtern. Die kom-
munale Finanzgarantie war aber auch 
notwendig, da im Rahmen der Kame-
ralistik und gebotenen Jährlichkeit 
kommunaler Haushalte notwendige 
Ausgabenreduzierungen durch eine 
Verringerung der Finanzzuweisungen 
des Landes nicht kurzfristig zu erwirt-
schaften sind. Dies war erforderlich, da 
mit der Novellierung des Kommunalen 
Finanzausgleichs eine umfassende Sys-
temumstellung bei der Berechnung der 
Finanzausgleichsmasse und deren Ver-
teilung erfolgte.
Im Rahmen dieser kommunalen Fi-
nanzgarantie wurde ein Garantiefonds 
zusätzlich zur Finanzausgleichsmasse 
eingerichtet. Die Mittel in Höhe von 
313 Mio. EUR hierfür werden in den 
Jahren 2013 bis 2015 in Höhe von je 10 
Mio. EUR aus dem Landesausgleichs-
stock zur Verfügung gestellt und der 
weit überwiegende Teil jährlich aus 
YZb� =Vjh]Vai� ÄcVco^Zgi#� Jb� Y^ZhZ�

Finanzierung zu 
ermöglichen, wur-
den Überschüsse 
im Landeshaus-
halt aus dem Jahr 
2012 einer Rück-
lage zugeführt. 
Eine entspre-
chende befristete 
Regelung wurde 
in das ThürHhG 
2013/2014 aufge-
nommen.
Die Finanzgarantie 
wird bis 2017 ab-
gegeben und wird 
degressiv ausge-
staltet.
Zum Regelungs-
gehalt der Kom-
munalen Finanz-
garantie in § 37 

ThürFAG im Einzelnen:

1. Investitionsmittel
Um der sinkenden Investitionsquote 
entgegenzutreten, sieht das Gesetz in § 
37 Abs. 6  vor, dass 10% der Mittel des 
Fonds für Investitionen, insbesondere 
Schulbauten, in den Vermögenshauhalt 
zu etatisieren und verausgabt werden 
sollen. 

2. Verlustausgleich
Die weiteren Mittel werden für den an-
teiligen Ausgleich des Verlustes aufge-
wandt, der den Kommunen durch die 
Systemumstellung von 2012 auf 2013 
entstanden ist neben der Schlüsselzu-
weisung zugeführt. 
Konkret berechnet sich der Verlustaus-
gleich wie folgt: 
a)  Grundsätzliche Aufteilung
Aufteilung der Mittel des Fonds nach 
dem bis 2012 geltenden 25 % zu 75 % 
Verhältnis („Gothaer Wunder“) zwi-

schen Landkreisen und Gemeinden.
b) Berechnungsmodi

Berechnung der anteiligen negativen 
Veränderung der Summe der Zuwei-
sungen und der Steuerkraftmesszahl 
bzw. Umlagekraftmesszahl von 2012 auf 
2013: 

• Dies erfolgt für die Gemeinden aus 
der Gegenüberstellung der Summe der 
Steuerkraftmesszahlen nach § 10, der 
Schlüsselzuweisungen nach § 11 und § 
15 sowie dem Mehrbelastungsausgleich 
nach § 23 des laufenden Jahres und der 
Summe der für das Jahr 2012 aus der 
Steuerkraftmesszahlen, der Umlage-
kraftmesszahlen, der Schlüsselzuwei-
sungen, der Auftragskostenpauschale, 
der Leistungen nach § 22 ThürFAG in der 
im Jahr 2012 geltenden Fassung in Ver-
bindung mit § 5 Abs. 2 Thüringer Gesetz 
zur Ausführung des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch, der Leistungen nach 
§ 23 Abs. 1 ThürFAG in der im Jahr 2012 
geltenden Fassung sowie der Leistungen 
des Familienleistungsausgleichs nach 
dem bisherigen § 35 ThürFAG in der im 
Jahr 2012 geltenden Fassung.

• Für die Landkreise ist als Vergleichs-
größe mit dem Jahr 2012 die Summe der 

GASTbeitrAg

DIE KOmmuNaLE FINaNzGaRaNTIE 

ImPRESSum

Herausgeber: 
KPV-Landesverband Thüringen, 99096 
Erfurt, Friedrich-Ebert-Straße 63
Tel: 0361 / 3449230
KPV-thueringen@t-online.de
www.kpv-thüringen.de
Verantwortlich: 
Reyk Seela, KPV-Landesgeschäftsführer
Satz/Gestaltung: Christian Zinke
auflage: 3.000 (erscheint vierteljährlich)



   KOMMUNALPOLITISCHE
 VEREINIGUNG DER CDU
THÜRINGENKPV

AKTUELLESkoMMuNAl

KPV INTERN – VERaNSTaLTuNGSSPLITTER

Umlagekraftmesszahlen nach § 14, den 
Schlüsselzuweisungen nach § 15 und 
dem Mehrbelastungsausgleich nach § 
23 des laufenden Jahres heranzuziehen.
Nachfolgende Darstellung verdeutlicht 
dies:
c) Verteilungsmodi

Ist die Summe des laufenden Jahres, 
wie in der obigen Darstellung,  kleiner 
als die des Vergleichsjahres 2012, wird 
ein anteiliger Verlustausgleich gewährt. 
Hierfür werden die Mittel des Garantie-
fonds für Gemeinden auf die einzelne 
Gemeinde mit dem prozentualen Anteil 
verteilt, der dem anteiligen Verlust der 
Gemeinde am Gesamtverlust aller Ge-

meinden im jeweiligen Ausgleichsjahr 
entspricht. Für Landkreise gilt die Auf-
teilung der Mittel entsprechend. 
Kommunen, die keinen Verlust zum 
Vorjahr aufweisen, erhalten keine Leis-
tungen aus dem Garantiefonds. Kom-
munen dürfen durch die Zahlung aus 
dem Fonds auch nicht besser gestellt als 
Kommunen, die keine Zahlung erhalten.

3. Spitzabrechnung

Die Kommunale Finanzgarantie hat zum 
Ziel, den Übergang in das neue System 
des kommunalen Finanzausgleichs ab-
zufedern. Für den Fall, dass die Steuer-
einnahmen für die Thüringer Kommu-

nen in 2013 doch 
so erfreulich sind, 
dass es keiner 
Überleitungsun-
terstützung be-
Yjg[i� ]~iiZ!� Äc-
det einmalig eine 
Spitzabrechnung 
nach  § 37 Abs. 
9 des ThürFAG 
maximal in Höhe 
der für 2015 ge-
planten 55 Mio. 
EUR aus dem Ga-
rantiefonds statt. 
Maßgeblich ist 
dabei, ob die tat-

sächlichen Steuereinnahmen, die zur 
Berechnung der Finanzausgleichsmasse 
ursprünglich zugrunde gelegten Steu-
ereinnahmen von 1,27 Mrd. EUR für das 
Jahr 2013 übersteigen.

4. Haushaltsrisiken

Insgesamt werden die Kommunen im 
Jahr 2013 knapp 2,7 Mrd. EUR aus dem 
Landeshaushalt erhalten. Der Ansatz 
der kommunalen Finanzgarantie ist es 
den Übergang in das neue System zu er-
leichtern. Die neben der Schlüsselzuwei-
sung ausgereichten zusätzlichen Mittel 
aus der kommunalen Finanzgarantie 
werden Kreisumlageerhöhungen nicht 
gänzlich verhindern können.
Auch das Risiko von Steuerminderein-
nahmen bei den Kommunen besteht 
weiterhin und kann nicht vollständig 
durch das Land über die kommunale 
Finanzgarantie abgesichert werden. 
Schließlich ist auch darauf hinzuweisen, 
dass eine nachteilige Entwicklung der 
Steuereinnahmen beim Land sich, auf-
grund der Bindung an den „Thüringer 
Partnerschaftsgrundsatz“, negativ auf 
die Zuweisungen an die Kommunen aus-
wirken kann. Hier bleibt abzuwarten wie 
schnell sich der Euro-Raum wieder stabi-
lisiert und welche Folgen die Euro-Krise 
auf die Wirtschaft und den Staatshaus-
halt sich noch zeigen.

5. Kommunalpolitisches Forum zum 
Thema „Kommunaler Finanzausgleich“

Am 17. Januar 2013 fand im Sitzungs-
raum der CDU-Landtagsfraktion im 
Thüringer Landtag das 5. Kommunalpo-
litische Forum zum Thema „Die Reform 
des Kommunalen Finanzausgleichs in 
Thüringen“ statt.  50 kommunale Man-
datsträger waren der Einladung der 
KPV gefolgt, um sich vom Thüringer 
Finanzminister Dr. Wolfgang Voß und 
dem CDU-Generalsekretär Dr. Mario 
Voigt MdL die Veränderungen des neu-
en KFA erläutern zu lassen. Die Anwe-
senden nutzten zudem die Gelegenheit 
für Nachfragen an die Referenten, die 
sich vor allem auf die besonderen Aus-
wirkungen in der jeweiligen Region bzw. 
der Gemeinde bezogen.

Im Bild: Der KPV-Landesvorsitzende Gerhard 
Günther MdL eröffnet das Forum.
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Von Krystof Gregosz

Am 18.03.2013 fand eine Diskussions-
veranstaltung zur regionalen Entwick-
lung der Verwaltungsgemeinschaft 
Lindenberg/Eichsfeld statt. Gäste des 
Forums in der Bildungsstätte des Grenz-
landmuseums Teistungen waren der 
Generalsekretär der CDU Thüringen 
MdL Dr. Mario Voigt, MdL Gerold Wu-
cherpfennig, der KPV-Kreisvorsitzende 
Eichsfeld und VG-Vorsitzende Horst 
Dornieden sowie der Chef der ansäs-
sigen, weltweit  produzierenden Fa. 
McAirlaids Alexander Maksimow.

Der Abend war mit Hilfe der KPV Eichs-
feld von den Vorsitzenden der CDU-
Ortsverbände in der Verwaltungsge-
meinschaft vorbereitet worden. Dazu 
hatte man im Vorfeld 2.500 Flyer in 
den Orten der VG verteilt. Auf einem 
Abschnitt der Wurfsendung konnten 
die Bürger für ihre kommunalen Man-
datsträger Wünsche und Anregungen 
formulieren. Zunächst war man skep-
tisch, ob davon Gebrauch gemacht wür-
de. Die Bürger waren aufgerufen, die 
Rückmeldungen in die Briefkästen der 
CDU-Vorsitzenden einzuwerfen, sich zu 
beteiligen bzw. für die Veranstaltung 
anzumelden. Wir hatten um Anmeldung 
gebeten, weil wir danach bei einem klei-
nen Empfang noch die Möglichkeit zu 
Gesprächen bieten wollten. Von der Re-
sonanz waren wir überrascht. Wir hatten 
42 Anmeldungen für den Abend und 32 
Antworten unserer Bürger, die in einer 

Arbeitsgruppe ausgewertet wurden. 
Es waren zum Teil Hinweise für die Ar-
beit im Hinblick auf die Kommunalwahl 
2014.

Am Abend waren in der Bildungsstätte 
51 Gäste. Die Presse hatte unsere Einla-
dung angenommen und war vertreten. 
Der Abend verlief sachlich, in angereg-
ten Gesprächen und Diskussionen. Nach 
der Begrüßung durch den Vorsitzenden 
des CDU Ortsverbades Brehme, Krystof 
Gregosz, referierte der CDU-Generalse-
kretär Dr. Mario Voigt MdL. Er begann 
mit dem Thema: Nach dem Solidarpakt 

- Kommunale Finanzen im Umbruch.
Dabei ging er natürlich auf den neu-
en kommunalen Finanzausgleich ein, 
sprach von wegfallenden  Geldern der 
:J� jcY� YZg� CZjdgYcjc\� YZh� A~cYZgÄ-
nanzausgleiches. 
Eine Analyse zum Thema VG oder Land-
gemeinde - Entwicklung in Thüringen 
brachte MdL Gerold Wucherpfennig 
in seinem Redebeitrag vor. Dabei ging 
er auch auf das Expertengutachten zu 
Funktional- und Gebietsreform ein. Wu-
cherpfennig betonte, dass die CDU kei-
ne Gebietsreform von oben wolle, weil 
man die kommunale Familie und die 
Selbstverwaltung achte. Jedoch verwies 
er mehrfach auf einen Entschließungs-
antrag der CDU von 2011. Darin wird die 
VG als Auslaufmodell und in der Verwal-
tung als nicht zukunftsfähig betrachtet. 
Zudem sei der Bestandsschutz der VG 
aufgehoben.

Damit hatte Horst Dornieden, Vorsit-
zender der VG Lindenberg/Eichsfeld, 
sein Stichwort. Er ging im nächsten Pro-
grammpunkt auf das uns alle bewegen-
de Thema Lebenswelt im Umbruch – De-
mographie und regionale Entwicklung 
ein. Man habe mit ca. 600 Einwohnern 
weniger seit 1994 innerhalb der VG ein 
kleines Dorf verloren. Dornieden, der 
sich sehr für eine Landgemeinde ein-
setzt, machte auch deutlich, wie hoch 
der Einnahmeverzicht der Dörfer ist. 
438.000 Euro bekommt die VG allein in 
diesem Jahr weniger, weil die Schlüssel-
zuweisungen einer VG geringer sind als 
bei einer Landgemeinde.
Im abschließenden Referat ging Alek-
sander Maksimow, Chef der Firma 
McAirlaid´s, auf die wirtschaftliche Si-
tuation ein. Fachkräftemangel und stei-
gende Energiepreise seien für seine Fir-
ma ein großes Problem. 

Am Standort in Berlingerode habe man 
die doppelten Kosten, wie in Virginia 
USA, wo McAirlaid´s ebenfalls produ-
ziere. Wichtig seien aber für ihn auch 
gerechte Löhne, so Maksimow. Nur so 
könne man dem Fachkräftemangel be-
gegnen.

Schließlich wurde gespannt auf die Aus-
wertung der Flyerrückläufer gewartet, 
die von René Wagner, Vorsitzender der 
CDU Hundeshagen, vorgetragen wurde. 
Besonders beschäftigt hat die Bürger 
die Schaffung von Radwegen, Infra-
struktur, gerechte Löhne und Kosten für 
Kinderbetreuung. Alles Themen, die von 
den einzelnen Orten nur schwer umzu-
setzen sind. In einer Bündelung der Auf-
gaben könne man die Herausforderun-
gen der Zukunft aber stemmen, so Horst 
Dornieden, der nochmals auf die Finanz-
sorgen der Kommunen einging. Kont-
rovers war die Diskussion zum Thema 
Landgemeinde. Einige Redner waren der 
Meinung, man könne einfach abwarten, 
bis das Land reagiere oder Vorgaben ma-
che. Heiko Steineke, Bürgermeister der 
Gemeinde Großbodungen, widersprach 
dem energisch. Er berichtete von guten 
Erfahrungen, die mit der Gründung der 
Landgemeinde „Am Ohmberg“ gemacht 
wurden. Man sei leistungsfähiger, bür-
gernäher und könne in der Gemein-
schaft mehr investieren.

kpv kreisverbände

EICHSFELD 2020: DIE REGION WEITER DENKEN.
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